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Obwohl die Gefahren der 
Klimakrise für Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft hinläng-
lich bekannt sind, wird Klima-
schutz im aktuellen politischen 
und wirtschaftlichen System 
nur eingeschränkt umgesetzt: 
Akteur*innen weisen gerne 
darauf hin, dass eine globale 
Krise nur global gelöst werden 
kann und der eigene Handlungs-
spielraum gering ist. Kurze Pla-
nungseinheiten wie Quartale und 
Legislaturperioden verhindern 
langfristiges Denken und die 
Umsetzung langfristiger Invest-
ments, sodass die Klimakrise im 
tagesaktuellen Geschäft wenig 
Aufmerksamkeit bekommt. Für 
Politiker*innen ist es da oft loh-
nender aus Krisen politisches 
Kleingeld zu schlagen, anstatt 
diese nachhaltig zu lösen. Unter-
nehmen, deren Geschäftsmodell 
auf fossilen Brennstoffen beruht, laufen 
wiederum gegen konkrete Maßnahmen 
Sturm und investieren viel Geld in Lob-
bying, um ihrer Verantwortung in der 
Klimakrise nur eingeschränkt nach-
kommen zu müssen. 

Die Folgen dieser jahrzehntelangen 
Pattsituation sind auch in Österreich 
fatal: Nachdem Österreich im Gegen-

Klimapolitik auf der Strecke. 
Obwohl sie klar von der Klima-
krise und den notwendigen 
Maßnahmen zur Eindämmung 
betroffen ist, ist sie nicht in die 
Lösungsfindung eingebunden. 
Wie Umfragen belegen, spricht 
sich eine klare Mehrheit für 
ambitionierte Klimapolitik aus; 
nicht zuletzt auch deshalb, da 
die Bevölkerung bislang unge-
nügend vor der Klimakrise 
geschützt wurde.

Partizipative Demo-   
kratie statt Ökodiktatur
Einen Ausweg aus dem  
klimapolitischen Stillstand 
sehen Klimaaktivist*innen 
in mehr partizipativer Demo-
kratie, ganz konkret in der 
Form von Bürger*innenrä-
ten. Anstelle der oft ange-
drohten „Ökodiktatur“ gehen 

Befürworter*innen nämlich davon 
aus, dass sich Klimaschutz leichter 
durchsetzen lässt, wenn Bürger*innen 
hier mehr Mitspracherecht haben. Die 
Klimakrise kann nur eingedämmt wer-
den, wenn wir unsere Gesellschaft 
rasch und grundlegend verändern, 
und das kann wiederum nur gelingen, 
wenn die Bevölkerung in diese Ver-
änderungen aktiv miteingebunden 

Von Brigitte Grahsl

Mehr Demokratie für den Klimaschutz

satz zu anderen europäischen Staaten 
seine Emissionen seit 1990 nicht senken 
konnte, drohen Strafzahlungen in Milli-
ardenhöhe; Geld, das wesentlich besser 
in Maßnahmen für Klimaschutz und 
Klimawandelanpassung investiert 
wäre. Gleichzeitig richten klima- 
bedingte Wetterextreme hierzulande 
bereits erheblichen Schaden an. Zudem 
bleibt die Bevölkerung im Ringen um 

Im Kampf gegen die Klimakrise wird vermehrt auf den Einsatz sogenannter Klimabürger*innenräte gesetzt. 
Ab Herbst soll auch in Österreich einer ins Leben gerufen werden. Bürger*innen wird damit mehr politische  
Einflussnahme in einer der herausforderndsten Krisen der Gegenwart ermöglicht.



Mehr Demokratie für den Klimaschutz 

ben überwunden, ein Verständnis 
für unterschiedliche Bedürfnisse 
geschaffen und Probleme und ihre 
Lösungen aus unterschiedlichen Per-
spektiven nuanciert diskutiert werden. 
Da ihnen die Chance gegeben wurde, 
sich mit der Klimakrise auseinanderzu-
setzen, standen die Teilnehmenden für 
viel ambitioniertere Maßnahmen ein, 
als die Politik dies tat. Medial boten 
Klimabürger*innenräte außerdem 
die Chance für mehr Klimaberichter-
stattung und Bewusstseinsbildung in 
der breiten Bevölkerung. Auch wenn 
Medien oftmals kritisiert werden der 
Klimakrise zu wenig Aufmerksam-
keit zu schenken, war das öffent-
liche und mediale Interesse hierbei 
sehr groß. Einem wichtigen Ziel der 
Klimabürger*innenräte, einen breiten 
gesellschaftlichen Diskurs über die 
Notwendigkeit von Klimaschutz anzu-
stoßen, konnte somit erfolgreich nach-
gekommen werden. 

Auf die Umsetzung  
kommt es an
Ob ein Klimabürger*innenrat aller-
dings den erhofften Durchbruch in 
der Klimapolitik bringen kann, hängt 
von seiner konkreten Umsetzung ab. 
Vom Klimabürger*innenrat erarbeitete 
sozial-gerechte Maßnahmen gegen die 
Klimakrise werden nicht schlicht und 
einfach im politischen Kontext umge-
setzt. Denn die im Bürger*innenrat 
erfolgreich überwundenen ideolo-
gischen Gräben existieren weiterhin 
in der Politik, der Gesellschaft und 
auch in den Medien. So erfolgte zum 
Beispiel nach dem Klimakonvent – 
der Name des Klimabürger*innenrats 
in Frankreich – große Ernüchterung 
darüber, dass Präsident Emmanuel 
Macron viele der ausgearbeiteten Maß-
nahmen nicht umsetzen wollte, da 
sie ihm zu radikal waren. Als im Mai 
2021 in Frankreich das neue Klima-
schutzgesetz auf Basis der Empfeh-
lungen des Klimakonvents beschlos-
sen wurde, liefen Lobbying-Gruppen 
gegen die Maßnahmen Sturm. Diese 

ist: Gemeinsam erarbeitete Lösungen 
schaffen mehr Akzeptanz als einseitig 
aufoktroyierte Maßnahmen.

Klimabürger*innenräte bieten 
hier die Möglichkeit mehr par-
tizipativer Demokratie. Sie sol-
len Wahlen und Formen der po-
litischen Teilhabe nicht ersetzen, 
sondern garantieren, dass unser oft 
schwerfälliges demokratisches System 
rasch auf die Klimakrise reagieren 
kann. In ihnen trifft sich eine per Zu-
fallsprinzip ausgeloste repräsenta-
tive Stichprobe der Bevölkerung 
über einen bestimmten Zeitraum  
hinweg. Im Zuge dessen werden sie 
von Expert*innen rund um die viel- 
fältigen Themen des Klimawandels be-
raten, debattieren Lösungen gegen die 
Klimakrise und erarbeiten Gesetzes-
texte mit entsprechenden Forderungen 
an die Politik. Die Teilnehmenden wer-
den nach Alter, Geschlecht, Einkom-
men, Ausbildung und Wohnort aus-
gewählt, sodass der Rat als eine Art 
„Mini-Österreich“ die Vielfalt unserer 
Gesellschaft widerspiegelt und es auch 
sozio-ökonomisch benachteiligten 
Menschen ermöglicht, am politischen 
Diskurs teilzunehmen.

Klimabürger*innenräte fanden 
unter anderem bereits in Frankreich, 
Großbritannien und Irland statt, und 
werden neben Österreich nun auch in 
Spanien, Deutschland und Dänemark 
organisiert. Der österreichische Kli-
mabürger*innenrat wird auf Initiative 
des Klimavolksbegehrens umgesetzt 
und soll alle zwei Jahre stattfinden; ein  
erster Rat mit 100 Teilnehmenden soll 
bereits im Herbst einberufen werden.

Eine neue politische 
Debattenkultur
Die Erfahrungen in anderen Ländern 
zeigen, dass die einberufenen Klima-
bürger*innenräte wertvolle Arbeit 
leisten. Die Teilnehmenden nahmen 
die ihnen auferlegte Verantwor-
tung sehr ernst und waren dankbar, 
sich einbringen zu können. Bei ihren 
Treffen konnten ideologische Grä-

wurden als zu überzogen und unre-
alistisch kritisiert. Über das verab-
schiedete Gesetz zeigten sich Klima- 
aktivist*innen, Umweltschutzorga- 
nisationen und das Klimakonvent selbst 
hingegen enttäuscht, da wesentliche 
Maßnahmen nicht übernommen wur-
den und das Gesetz stark verwässert 
sei.

Auch der geplante Klimabürger* 
innenrat in Österreich soll lediglich 
eine beratende Funktion innehaben, 
wo erarbeitete Handlungsvorschläge 
an das Klimakabinett zu übermitteln 
sind. Das Klimakabinett ist ein neu ein-
gerichtetes Gremium, dem der Bundes-
kanzler und die Klimaschutzministerin 
vorsitzen sollen. Es soll die Koordina- 
tion mit Ländern und Gemeinden ver-
einfachen und unter anderem Vor- 
schläge aus dem Bürger*innenrat be-
handeln. Zahlreiche zivilgesellschaft-
liche Initiativen, unter anderem das 
Klimavolksbegehren, setzen sich je-
doch für mehr Verbindlichkeit ein: Der 
Klimabürger*innenrat soll keinesfalls 
als grüne PR-Aktion oder Greenwas-
hing missbraucht werden. Stattdessen 
sollte die Arbeit des Bürger*innenrats 
als Grundlage für politische Entschei-
dungen genommen werden, zum Bei-
spiel indem das Parlament eins zu eins 
über die politischen Maßnahmen ab-
stimmt oder eine Volksabstimmung 
über diese abgehalten wird. Denn 
schließlich sollte – wenn von den Teil-
nehmenden konstruktive Arbeit erwar-
tet wird – diese auch ernst genommen 
werden. Klar ist, dass es viel poli-
tischen Druck aus der Zivilgesellschaft 
benötigen wird, damit dem klima- 
politischen Willen der Bürger*innen 
tatsächlich auch nachgekommen wird. 
Wir sollten nicht vergessen,dass alle 
Perspektiven notwendig und gefragt 
sind, um Österreich in Richtung einer 
nachhaltigen Zukunft zu entwickeln. 

Mag.a Brigitte Grahsl, Bakk. 
Gründerin der Plattform für 
Klimakommunikation
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„Die psychische Verfassung von 
Jugendlichen ist dramatisch. Immer 
mehr junge Menschen leiden an 
ernsten psychischen Erkrankungen. 
Sie brauchen Hilfe – rasch, professio-
nell und leistbar“, so Christian Moser, 
Geschäftsführer von SOS-Kinderdorf.

„Gerade bei jungen Menschen ist 
es wichtig, sofort zu reagieren, wenn 
sie therapeutische oder psychiat-
rische Unterstützung benötigen“, weiß 
Christoph Schneidergruber, Leiter 
des Ambulatoriums für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie von SOS-Kinder-
dorf in Kärnten. Derzeit fehlt in Öster-
reich jedoch die nötige Infrastruktur 
dazu. Die Kinder- und Jugendpsychia- 
trie hinkt dem vorgesehenen Versor-
gungsplan weit hinterher. Es gibt zu 
wenige Fachärzt*innen und damit feh-
len gleichzeitig Ausbildungsplätze, 
um ebendiese Fachärzt*innen aufzu-
bauen. Hier braucht es schnelles und 
entschlossenes Handeln, damit junge 
Menschen eine gesunde Zukunft 
haben. Derzeit wird der Bedarf an psy-
chosozialer Unterstützung für Kinder 
und Jugendliche fast täglich mit neuen 
Studien untermauert. Wann, wenn 
nicht jetzt, wird dieses Thema endlich 
energisch angegangen?

Therapie auf Krankenschein
Die Österreichische Gesundheitskasse 
will in den Ausbau von Psychothera-
pien investieren, das geht allerdings 
schleppend voran. Unklar ist, inwiefern 
Jugendliche davon profitieren werden. 
Bereits vor der Corona-Krise fehlten 
rund 70 000 kassenfinanzierte Thera- 
pieplätze für Kinder und Jugendliche.  
Die Auswirkungen der Pandemie 
haben den Versorgungsnotstand wei-
ter verschärft. „Es kann nicht sein, dass 
Jugendliche bzw. ihre Familien thera- 
peutische Behandlungen, die nicht billig 
sind, zum überwiegenden Teil selbst 
finanzieren müssen. Das schließt große 
Teile der Bevölkerung schlichtweg aus. 

Und wir wissen, dass gerade Jugend-
liche aus wirtschaftlich schlechter 
gestellten Familien derzeit besonders 
belastet sind. Sie brauchen Unterstüt-
zung und die muss leistbar sein“, fordert 
Christian Moser.

Die benötigte Hilfe müsse nicht nur 
leistbar, sondern auch erreichbar sein. 
Gerade in ländlichen Regionen ist das 
oft schwierig. Regelmäßige Therapien 
sind bei langen Anfahrtswegen kaum zu 
schaffen, noch dazu in ohnehin belas- 
teten Situationen. SOS-Kinderdorf for-
dert darum innovative und kreative 
Ansätze wie etwa Krisenbehandlung 
zuhause oder digitale Therapieange-
bote. Seit dem ersten Lockdown hat sich 
in unseren Ambulatorien für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie gezeigt, dass 
Therapien über Telefon oder Video- 
chat gerade von Jugendlichen sehr 
gut angenommen werden. SOS-Kin-
derdorf sieht darin die Chance, 
einen unterversorgten Gesundheits- 
bereich rasch zu entlasten, insbeson-
dere am Land. Solche neuen Kon-
zepte können helfen, lange Wartezeiten 
zu überbrücken und akute, schwere 
Krankheitssymptome schneller zu 
identifizieren und umgehend Maß-
nahmen zu setzen. Jeder Tag, den ein 
Jugendlicher oder eine Jugendliche 
alleine unter einer psychischen Krank-
heit leidet, ohne Hilfe zu bekommen, 
ist einer zu viel.

Übergangspsychiatrie für 
Jugendliche
Damit junge Menschen genau die 
Behandlung bekommen, die sie brau-
chen, müssen die richtigen Angebote 
geschaffen werden. Derzeit unterschei-
det das österreichische Gesundheitssys- 
tem zwischen Kindern bis 18 Jahren 
und Erwachsenen. In der Realität fühlt 
sich kaum jemand schlagartig mit dem 
18. Geburtstag erwachsen. Der Wechsel 
von der Kinder- und Jugendpsychia- 
trie zur Erwachsenenpsychiatrie ist für 

Psychische Gesundheit von Jugendlichen 
SOS-Kinderdorf fordert umfassende Maßnahmen, wie flächendeckende 
Therapie auf Krankenschein und Förderung digitaler Angebote.

SOS Kinderdorf, Österreich
Hilfsorganisation

viele junge Menschen ein schwieriger 
Schritt. SOS-Kinderdorf schlägt darum 
vor, 15- bis 25-Jährige am Weg zum 
Erwachsenwerden mit Übergangs-
psychiatrie zu begleiten, wie es etwa 
bereits in Deutschland erfolgreich 
geschieht.

Auch die Schnittstellen unter-
schiedlicher Betreuung müssen bes-
ser koordiniert werden. Gerade wenn 
junge Menschen schwer belastet sind, 
ist es wichtig, dass die Versorgung 
reibungs- und lückenlos funktioniert. 
Dazu müssen stationäre und ambulante 
Psychiatrie,Therapieplätze, mobile und 
digitale Angebote und auch geeignete 
Wohnformen eng ineinandergreifen.

Gesundes und  
selbstbestimmtes Leben
„Damit junge Menschen die Chance 
auf ein gesundes und selbstbestimmtes 
Leben haben, müssen dringend ent-
scheidende Schritte gesetzt werden. 
Seelisches Leid ist nicht so offensicht-
lich wie ein gebrochener Arm. Wir sind 
es Jugendlichen schuldig, ihre psy-
chische Belastung aber ebenso ernst zu 
nehmen und alles dafür zu tun, damit es 
ihnen rasch besser geht“, so Moser.

„Mir fällt auf, dass sich fast alle Kin-
der und Jugendliche sehr bemühen, 
alle Vorschriften, wie Masken tragen 
und soziale Distanz, einzuhalten. 
Uns Erwachsene begeistert dies viel-
leicht, wie brav alle mitmachen, aber 
uns muss klar sein, dass wichtige-
Grundbedürfnisse wie der Kontakt zu 
Freund*innen, Körperlichkeit, Aner-
kennung, Gefühle, Aggressionen, sexu-
elle Entwicklung, usw. unterdrückt 
werden müssen und dies über einen 
sehr langen Zeitraum hindurch. Dies 
hat natürlich Folgen und die Verschie-
bung in die digitale Kommunikation ist 
kein adäquater Ersatz. Ich glaube, wir 
Erwachsene sollten jetzt viel Geduld 
mit jungen Menschen haben. “



Immer häufiger werden Stimmen laut, 
die Reformen und eine Neuausrich-
tung der monetären Unterstützung für 
arbeitslose Menschen fordern. Die 
einen engagieren sich – bezugnehmend 
auf die schwierige Arbeitsmarktinte-
gration, insbesondere von Risikogrup-
pen, sowie die hohe Armutsgefährdung 
arbeitsloser Personen – für das Volks-
begehren zur Erhöhung des Arbeits-
losengeldes. Die anderen wiederum 
sprechen sich für eine Senkung des 
Arbeitslosengeldes aus, die mit dem 
Begriff „degressives Arbeitslosengeld“ 
versehen wird. Letztere argumentieren 
damit, dass die Nachfrage nach Arbeits-
kräften im Ansteigen ist und eine zu 
„großzügige“ staatliche Unterstützung, 
sich negativ auf die individuelle 
Arbeitsmotivation auswirkt. 

Reform des 
Arbeitslosengeldes
Die Vorschläge zur Reform des Arbeits-
losengeldes, die u.a. von der österrei-
chischen Wirtschaftskammer lanciert 
werden, sehen vor, das Arbeitslosen-
geld zu befristen und mit zunehmender 
Dauer zu senken, nämlich von der-
zeit 55 % auf 40 % 
Net toersatzrate . 
Konkret bedeutet 
das, dass beispiels-
weise bei einem vor-
herigen Erwerbs- 
einkommen von 
€ 1.500 statt bis-
her € 825 nach 
ein paar Mona-
ten das Arbeitslo-
sengeld auf € 600 
sinken wird. Die 
dahinterliegende 
Annahme, dass 
niedrigere Leis- 
tungen mit einer 
Reduzierung von Arbeitslosigkeit ein-
hergehen, wird hier nicht strukturell, 
sondern individuell verortet.

Unterschiedliche Muster
Österreich zählt mit 55 % Nettoersatz-
rate keineswegs zu den Ländern mit 
einer besonders großzügigen Unter-
stützung. In Dänemark oder Belgien 
beispielsweise, liegen die Nettoersatz-
raten bei 83 % bzw. bei 77 %. Ein 
OECD-Vergleich (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) belegt, dass die Höhe der 
staatlichen Unterstützung mit der Höhe 
der Arbeitslosigkeit nicht in Zusam-
menhang steht. Hier treten unter-
schiedliche Muster auf, beispielsweise 
weisen Länder mit niedrigen Arbeitslo-
senraten staatliche Unterstützungsleis- 
tungen auf, die zwischen 8 % (USA) 
und 68 % (Island, Niederlande und 
Norwegen) des vormals Verdientem 
liegen. Umgekehrt zeigt sich, dass Län-
der mit einer hohen Arbeitslosigkeit 
Ersatzleistungen zwischen 30 % (Lett-
land) und 75 % (Portugal) zur Verfü-
gung stellen. 

Indexiert man auf Basis des OECD-
Schnitts (= 1) die nationalen Arbeitslo-
senquoten und Ersatzraten, ergibt sich 
folgendes Bild:

Wie ersichtlich, besteht keine Korrela-
tion zwischen der Höhe des Arbeitslo-
sengeldes und der Arbeitslosenquote. 
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Zu unterschiedlich sind die nationalen 
ökonomischen Voraussetzungen, die 
politischen Interventionen und das 
soziale Sicherungsniveau. In Griechen-
land beispielsweise, mit einer über dem 
Dreifachen des OECD-Durchschnitts 
liegenden Arbeitslosenrate, werden 
arbeitslose Menschen deutlich unter-
halb des OECD-Schnitts unterstützt. 
Dem gegenüber sind beispielsweise 
Dänemark und Belgien, trotz ver-
gleichsweise höherer Netto-Transfers, 
lediglich (unter-)durchschnittlich mit 
Arbeitslosigkeit konfrontiert. Dennoch 
hält sich der Mythos der zu hohen öster-
reichischen Geldleistungen, die einer 
Beschäftigungsaufnahme entgegen- 
stehen, hierzulande hartnäckig. Wie 
sonst sind die beiden Corona-Einmal-
zahlungen an Arbeitslose zu interpre-
tieren, die weit hinter den Corona- 
Hilfspaketen für andere Gruppen 
zurückliegen? 

Existenzbedingungen
Die Einführung eines degressiven und 
befristeten Arbeitslosengeldes wird 
daher einerseits – wie die empirische 
Analyse zeigt – nichts zur Beseiti- 

gung der hohen 
Arbei ts losigkei t 
beitragen. Ande-
rerseits würde die 
Absenkung der 
Leistungen für 
einen Großteil der 
arbeitslosen Men-
schen in Österreich 
zu einer Verschlech-
terung der Existenz-
bedingungen und 
zunehmenden Ver-
armung, insbe-
sondere bei Lang-
zeitarbeitslosigkeit 
beitragen, wie die 

Berechnungen des WIFO (Österrei-
chisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung) zu den Auswirkungen auf die 

Arbeitslosengeld = Armutsgefahr?

Warum weniger finanzielle Unterstützung zu mehr Armut und nicht zu 
weniger Arbeitslosigkeit führt.

Dr.in Christine Stelzer-Orthofer, Institut 
für Gesellschafts- und Sozialpolitik, JKU

Gegen den Strom
Die Zeitzeugin Anna Hackl reist seit rund 30 Jahren durch Österreich, um 
Menschen ihre Geschichte zu erzählen. Im Juni besuchte sie Linz.

Katrin Pointner, B.A.,
Sozialreferat der Diözese Linz

„Die SS kam mit Hunden und umstellte 
das Haus auf der Suche nach den 
geflüchteten Soldaten – sie suchten 
auch den Heuboden ab. Doch sie fan-
den niemanden.“ 

Mühlviertler Menschenjagd
Die Schilderungen der Zeitzeugin 
Anna Hackl sind spannend, bewegend 
und regen bis heute zum Nachden-
ken an. Gemeinsam mit ihrer Mutter 
und ihren Geschwistern versteckte sie 
zwei russische Soldaten inmitten der 
Mühlviertler Menschenjagd im zwei-
ten Weltkrieg. 25 Teilnehmer*innen 
sind am 16. Juni 2021 der Einladung zu 
diesem Vortrag gefolgt und begleiteten 
Anna Hackl auf einer Zeitreise in eine 
sehr dunkle Episode österreichischer 
Geschichte. Eindrücklich schildert 
Frau Hackl die ersten Begegnungen 
mit den russischen Soldaten Michel 
und Nikolai und die darauffolgenden 

aufreibenden drei Monate, in denen 
die Familie ständig auf der Hut sein 
musste, damit die zwei Soldaten nicht 
entdeckt wurden. Als Michel zuerst an 
der Tür der Familie Hackl klopfte, war 
er sehr nervös und unsicher, denn in 
der ganzen Gegend wurden Menschen 
wie er, die auf der Flucht waren, brutal 
ermordet.

Zivilbevölkerung 
Heute noch zeigt sich Anna Hackl scho-
ckiert über das Verhalten des Groß-
teils der Zivilbevölkerung, die bei der 
grausamen Menschenjagd mitgemacht 
haben. Doch Anna Hackls Mutter bat 
den jungen Mann herein und sagte ihm: 
„Du hast auch eine Mutter zuhause. Du 
kannst hier bleiben.“ Sie gab ihm zu 
essen und er wurde am Heuboden ver-
steckt, gemeinsam mit einem weiteren 
Soldaten. Ihre religiöse Überzeugung 
spielte dabei eine große Rolle, betonte 

die Zeitzeugin. Die Mutter war tiefre-
ligiös und betonte, dass sie jedem Men-
schen helfen würde, der zu ihr käme.

Lebenslange Freundschaft
„Wir hatten so viel Glück!“, resümiert 
Frau Hackl im Hinblick darauf, dass 
Michel und Nikolai von der SS nicht 
gefunden wurden. Aus der lebensge-
fährlichen Rettungsaktion entwickelte 
sich eine lebenslange Freundschaft 
zwischen den russischen Soldaten und 
Familie Hackl. Bis zu ihrem Lebens-
ende fanden gegenseitige Besuche in 
den jeweiligen Herkunftsländern statt. 
Anna Hackl führte die enge Verbin-
dung auch auf die Not und die Angst 
zurück, die sie zusammengeschweißt 
hat. „Wir sind wie Geschwister.“ 
„Wachsam bleiben,“ sind Frau Hackls 
abschließende Worte nach ihrem 
berührenden Vortrag, „damit so etwas 
nie wieder passiert.“

 

0

0,5

1

1,5

2

2,5

3

3,5

Cz
ec

h 
R.

Ja
pa

n
G

er
m

an
y

Po
la

nd
H

un
ga

ry
N

et
he

rla
nd

s
Ic

el
an

d
N

or
w

ay U
K U
S

Is
ra

el
Ko

re
a

N
ew

 Z
ea

la
nd

Es
to

ni
a

Sl
ov

en
ia

Sw
itz

er
la

nd
Au

st
ria

D
en

m
ar

k
Ire

la
nd

Au
st

ra
lie

n
Be

lg
iu

m
O

EC
D

Lu
xe

m
bu

rg
Ca

na
da

Sl
ov

ak
 R

.
La

tiv
ia

Li
th

ua
ni

a
Po

rt
ug

al
Fi

nl
an

d
Sw

ed
en

Fr
an

ce
Ita

ly
Sp

ai
n

G
re

ec
e

Indexierte Ersatzraten (IREPLR) und indexierte 
Arbeitslosenquote (IALQU aufsteigend) 2019 

IREPLR IALQU

Quelle: OECD Labour Force Statistics 2010-2019.  Paris 2020. Eigene Berechnungen

Wir zeigen verschiedene Perspektiven:

 Analyse des politischen Spiels 
 Werkzeuge, Methoden und Strategien   
      dieses Spiels 
 Auswirkungen für die „Ausgespielten“ 

Kooperationsveranstaltung mit der Abteilung 
Gesellschaft & Theologie der Diözese Linz

Gefördert von

X für ein U
Politisches Spiel mit Fremden, Armen und denen, 
die es sich nicht richten können.
Fr., 22. Oktober 2021 | 15 bis 20 Uhr 
Kath. Privatuniversität Linz, Bethlehemstraße 20 

Seit dem Jahr 2015 verschärfen sich 
die Lebensbedingungen bestimmter 
Bevölkerungsgruppen. Der Zugang zu 
Sozialleistungen und Wohnraum für 
Geflüchtete wurde sukzessive erschwert;  
bei Asylverfahren wird offensichtlich gegen 
die Spielregeln der Republik verstoßen. 

Betroffenen nahelegen: Etwa ein Drit-
tel der bisher Anspruchsberechtigten 
bekäme weniger Geld vom AMS, ein 
weiteres Drittel der bisher Anspruchs-
berechtigten würde sogar völlig aus 
dem Bezug fallen. Schon bisher ist 
fast jede*r Zweite aus der Gruppe der 
Erwerbslosen armuts- und ausgren-
zungsgefährdet! Anmeldung erbeten: 

kbw@dioezese-linz.at
 (0732) 7610 – 3211

Referent*innen:

Martin Schenk
Diakonie Österreich

Gabriele Stelzer-Orthofer
Johannes-Kepler-Universität

Marion Wisinger
Projekt Zeitweise

Badelt u.a. (2019): Szenarien der Gestal-
tung von Existenzsicherungsleistungen der 
Arbeitslosenversicherung. WIFO, Wien
OECD Labour Force Statistics 2010-2019. 
Paris 2020



Folgende Bücher sind im Sozialreferat 
entlehnbar:

C. Dohmen: Lieferketten. Risiken 
globaler Arbeitsteilung für Mensch 
und Natur. (Siehe Artikel)
Klaus Wagenbach Verlag, Berlin 
2021, 172 Seiten. 
Nicht erst der Stau von Container- 
Schiffen im Suez-Kanal und die Liefer- 
schwierigkeiten in chinesischen 
Häfen haben uns die Abhängigkeit 
von Waren aus überseeischen Län-
dern aufgezeigt, sondern auch die 
Beschaffung von wichtigen Artikeln 
zur Bekämpfung der Pandemie. 
Der Großteil der Wertschöpfung 
liegt nicht im globalen Norden. Roh-
stoffe, Produkte, die wir brau-
chen, werden oft unter schlechten 
Bedingungen hergestellt und auch 
auf Umweltbelange wird wenig bis 
gar nicht Rücksicht genommen. Aber 
alle Stakeholder tragen Verantwor-
tung: Regierungen, NGOs, Unter-
nehmer*innen, Anleger*innen, Kon-
sument*innen, Beschäftigte. Man kann 
nun einwenden, dass schon vieles pas-
siert ist (z.B. Fairer Handel, Verpflich-
tung von Textilketten zur Überwachung 
der Bedingungen bei den Liefer- 
ant*innen), aber dies betrifft nur einen 
kleinen Teil unseres Konsums. Auch 
die Bemühungen einzelner Länder und 
der EU durch Gesetze dieser Probleme 
Herr zu werden, blieben bisher nur 
Stückwerk. Es bedarf einer globalen 
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Ein Lieferkettenbrief

Haben Sie sich je gefragt, 
wie heutzutage Kolumnen produ-
ziert werden? Diese Briefe der Wein-
bergschnecke zum Beispiel? Frü-
her entstanden die 1750 Zeichen in 
echter Handarbeit. Erster Arbeits-
schritt: ein zehnminütiges internes 
stilles Brainstorming. Der dabei aus 
den Neuronen abgebaute Gedanken-
rohstoff wurde mit der Rechten auf 
Papier zu groben Notizen weiterver-
arbeitet. Aus diesem Zwischenpro-
dukt wurde dann in einem halbstün-
digen Produktionsprozess mit der 
mentalen Formuliermaschine (ugs. 
„Kopf“) der Endtext raffiniert und 
mittels Sechsfingersystems in den 
Computer eingepflegt. Eine Stunde 
ruhen lassen, lektorieren, an die 
Redaktion schicken. 

Das waren noch Zeiten! Heute 
kann davon keine Rede mehr sein. 
Um wirtschaftlich arbeiten und 
Ihnen das Produkt zu marktüblichen 
Preisen anbieten zu können, musste 
ich etliche Arbeitsschritte outsour-
cen, um Lohnnebenkosten zu sparen. 
So ein Hirn frisst ja Zucker wie das 
Pferd den Hafer! Den Gedanken-
sturm lasse ich in Bangalore machen. 
Die liefern mit dem Containerschiff 
exakt getimed in die Notizfabrik am 
Perflussdelta, von wo aus die Papier-
matrizen in die Hochleistungsfor-
mulierkombinate in Vietnam gelan-
gen. Das ist KI-gestützt, das können 
die Chinesen noch nicht so gut, dass 
es Ihrem verwöhnten europäischem 
Geschmack Genüge tut, aber da er-
warte ich zeitnahe Optimierung. 
Von Ho-Chi-Minh-Stadt gehen die 
Roh-Kolumnen per Flugpost zum 
Lektorat in Rotterdam, da gibt es 
eine gute Anlage am Hafen. Mit dem 
Güterzug (die letzte Meile ist sehr 
wichtig für den Klimaschutz!) wird 
mir schließlich die fertige Weinberg-
schnecke zur Endabnahme über-
stellt. Leider ist jetzt wegen der 
Verstopfung am Suezkanal die Ab-
schlusspointe aus der Manufaktur in 
Dubai nicht in time geliefert worden!            
      Ihre Weinbergschnecke
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Wie sich Lieferketten verändern

billigeren Standorten oder lagerten 
Teile der Fertigung an Zulieferer 
aus: Europäische Unternehmen 
oft nach Mittel- und Osteuropa und 
Asien. China avancierte zur Werk-
bank der Welt. Heute finden rund 12 % 
der weltweiten  Wertschöpfung in 
globalen Lieferketten statt. Die Pro-
duktion außerhalb Europas ist aus 
diversen Gründen billiger: niedrigere 
Löhne, laxere Umweltvorschriften, 
geringere Steuern und schwache 
Gewerkschaften. 

Neue politische Risiken
Wenn in Europas Öffentlichkeit über 
Probleme in den Lieferketten disku-
tiert wurde, dann ging es um die Aus-
beutung von Arbeiter*innen in Minen 
und in Textilfabriken und um Umwelt- 
skandale, aber nicht um Risiken der 
Beschaffung. Sie funktionierte lange 
Zeit reibungslos. So wurden die Lie-
ferketten immer länger und viele 
Unternehmen wussten gar nicht, wer 
an ihren Lieferketten beteiligt ist. 
Für einige Unternehmen erfolgte ein 
böses Erwachen infolge der Reaktor- 
katastrophe im japanischen Fukushima 
2011, in dessen Folge Unternehmen in 
der Region ihre Produktion einstellten. 
„Damals hätten erstmals Unternehmen 
festgestellt, welche Folgen unterbro-
chene Lieferketten für sie haben“, sagt 
Jan-Hendrik Sohn von der US-Firma 
Ivalua, die Softwarelösungen für die 
Beschaffung entwickelt. In der Pande-
mie wurden vielen weiteren Unterneh-
men ihre Beschaffungsrisiken bewusst. 
Es gibt große Abhängigkeiten. In 
Deutschland könne man heute keine 
Kopfschmerztablette produzieren, 
„weil wir alles nach China gegeben 
haben“, sagt Sohn. Aber gewisse 
Risiken gehören zu unserer arbeitsteilig 
organisierten Wirtschaft. „Wirtschaft-
liche Ausfallrisiken gibt es in jedem 
Lieferantennetzwerk“, sagt Ökonom 

Gabriel Felbermayr. Es könne jeder- 
zeit ein wichtiger Lieferant pleitegehen 
oder technische Probleme geben. Wenn 
man nun die Produktion näher heran-
hole, bedeute dies nicht automatisch, 
dass damit die Resilienz verbessert 
ist. Aber die Politik bewertet die 
Risiken in den Lieferketten seit den 
Erfahrungen der Pandemie eben-
falls neu. „Das könne dazu führen, 
dass Europa es für sinnvoll erachtet 
bestimmte Dinge wie Penicillin, 
in hinreichend großen Ausmaßen selbst 
produzieren zu können“, sagt der Öko-
nom, „weil wir uns sonst verletzlich 
machen“. So fördert Österreich bereits 
die Modernisierung eines Arzneimittel- 
werkes des Schweizer Pharmakonzerns 
Novartis in Kundl. Es ist die einzige 
Antibiotika-Produktionsstätte der west- 
lichen Welt, in der das lebenswichtige 
Medikament komplett vom Wirkstoff 
bis zur Tablette hergestellt wird. 

Automatisierung verändert 
Kalkül
Beeinflusst wird die Standortwahl 
durch den technologischen Fortschritt 
und die steigende Unsicherheit. Dazu 
forscht die Ökonomin Dalia Marin von 
der Technischen Universität München. 
Ihr Modell spricht dafür, dass hiesige 
Unternehmen einen gehörigen Teil ihrer 
Produktion zurückverlagern könnten. 
Ausschlaggebend dafür seien die auf-
grund der Unsicherheit gestiegenen 
Kosten für Lieferkettenaktivitäten 
und die gesunkenen Finanzierungskos- 
ten für die Automation. Aber die Unter-
nehmen werden kaum die komplette 
Wertschöpfung zurückholen, weil die 
Zulieferer an Billiglohnstandorten 
selbst automatisieren und zum anderen 
damit Wohlfahrtsverluste verbunden 
wären. Laut dem Institut für Weltwirt-
schaft würde der Wohlstand in der EU 
um 3,6 % sinken, wenn sie ihre Außen-
handelsregeln so ändern würde, dass 

Zu Beginn der Pandemie fehlten in der 
Europäischen Union Desinfektions- 
mittel, Schutzausrüstungen oder medi-
zinische Masken und gleichzeitig 
gerieten Betriebe aus dem Takt, weil 
der Nachschub an Vorprodukten 
stockte. „Uns hat die Geschwindig-
keit überrascht, mit der Logistik- 
ketten zusammenfielen“, sagt der Chef- 
einkäufer der Hamburger Unterneh-
mensgruppe Körber, Michael Stietz. 
Die deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
griff das Thema 2021 bei einer Video-
konferenz des Weltwirtschaftsforums 
auf: „Lieferketten haben sich nicht 
bewährt in Zeiten der Pandemie, zum 
Teil sind sie zerbrochen. Und wir müs-
sen jetzt, bei Lehren aus der Pandemie, 
fragen: Sind das Schwachstellen, wenn 
wir zu abhängig sind von globalen Lie-
ferketten?“ 

Neu kalkulieren
Haben sich europäische Herstel-
ler*innen auf der Suche nach Kosten-
vorteilen zu stark von Lieferant*innen 
in anderen Weltregionen abhängig 
gemacht, ob bei Mikrochips, medizi-
nischen Schutzausrüstungen oder phar-
mazeutischen Wirkstoffen? Alleine 
aus China kommen 30 % der impor-
tierten Grundstoffe für die Arzneien. 
Unternehmen reagieren: So will der 
französische Pharmahersteller Sanofi 
in Europa einen weltweit führenden 
Werkstoffhersteller schaffen und Evo-
nik, das zweitgrößte deutsche Chemie- 
unternehmen, baut seine Wirkstoffpro-
duktion daheim aus. „Unsere Kunden 
wollen mehr Produktion in westlichen 
Ländern sehen“, sagt Forschungsleiter 
Healthcare Stefan Randl, weil sie ihre 
Risiken minimieren wollen und die 
hyperglobalisierte Produktion in Frage 
stellen.

Rückblende: Nach dem Fall der 
Mauer produzierten ab Anfang der 
1990er-Jahre immer mehr Firmen an 

Wie abhängig sind wir von globalen Lieferketten? Wie können diese 
in Zukunft aussehen, um politische und gesellschaftliche Risken zu  
minimieren? 

Caspar Dohmen,
Wirtschaftsjournalist

Lösung. Ein leicht lesbarer Appell zu 
weiteren Überlegungen auf internatio-
naler Ebene.

O. K. Alanam: Sisi, Sex und Semmel-
knödel. Ein Araber ergründet die 
österreichische Seele.
edition a, Wien 2020, 285 Seiten.
Ein Syrer, der seit 2014 in Österreich 
lebt, dient als Spiegel für uns Österrei-
cher*innen. Er schildert seine Erleb-
nisse mit den Eigenheiten in Österreich 
und einer positiven Einstellung zu sei-
ner neuen Heimat. Das Verhältnis der 
Österreicher*innen zur Sauna, zum 
Nacktbaden, zu Verwandtschaftsbesu-
chen, zu Bio-Lebensmitteln usw. wird 
auf die Schaufel genommen. Er findet 
aber auch Parallelen zwischen österrei-
chischer und arabischer Gesellschaft, 
so z.B. bezeichnet er Kaiserin Sisi 
als Araberin, da sie schon mit 17 Jah-
ren per Heiratsvermittlung mit ihrem 
Cousin Franz Josef verheiratet wurde.
Nicht nur zum Schmunzeln, sondern 
auch zum Nachdenken geeignet.

G. Wagner: Stadt Land Klima. 
Warum wir nur mit einem urbanen 
Leben die Erde retten.
Brandstätter Verlag, Wien 2021, 
199 Seiten.
Der Klimawissenschaftler Gernot 
Wagner hält ein engagiertes Plädoyer 
für das Leben in der Stadt. Das 
Wohnen in der Stadt ist eindeutig 
effizienter: die Wege sind kurz, die 
Wohnflächen sind kleiner, es gibt 
keine geheizten Swimmingpools, 
Städter*innen brauchen keine Autos 
für die Fahrt zur Arbeit usw. Die 
Energiebilanz ist eindeutig besser, in 
Vorstädten entstehen doppelt so viele 
CO2-Emissionen wie in Städten. Dafür 
ist aber auch die Politik verantwortlich, 
denn der Traum vom Einfamilienhaus, 
wird durch Steueranreize und 
Subventionen, Wohnbauförderung, 
Pendlerpauschale und eine verfehlte 
Raumplanung propagiert. Aber gegen 
das Einfamilienhaus im Grünen traut 
sich kein*e Politiker*in angehen, 
der/die wieder gewählt werden will. 
Interessante Überlegungen, die mit 
vielen Beispielen aus den USA, wo der 
Autor lebt, erläutert werden.

die Einfuhrkosten für Drittstaaten in 
die EU sich verdoppeln würden. Ande-
rerseits sind solche Betrachtungen 
relativ. Denn eigentlich müsste der 
Welthandel in einer ähnlichen Größen-
ordnung schrumpfen, wenn die beim 
Transport entstehenden klimaschäd-
lichen CO2-Emissionen angemessen 
bepreist würden. Dies dürfte Unterneh-
men veranlassen, weitere Aktivitäten 
zurückzuholen.
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So ist Versöhnung
Politisches Gebet für Frieden –
Gerechtigkeit – Bewahrung der
Schöpfung
Do., 16. Sept. 2021, 18 bis 18.45 Uhr 
Martin Luther-Kirche,  
Johann-Konrad-Vogel-Straße 2a, 
4020 Linz

Monatstreff Pax Christi OÖ
Friedensarbeit in der Kirche
Di., 28. Sept. 2021, 18.30 bis 20 Uhr
Referent: 
Bischof em. Dr. h.c. Maximilian 
Aichern OSB
Urbi@Orbi, Bethlehemstraße 1a,
4020 Linz
Information und Anmeldung:
www.dioezese-linz.at/urbiorbi
 (0676) 8776 6000

Vollversammlung Pax Christi OÖ  
mit Studienteil zum Thema: 
Klimabündnispfarren
Fr., 15. Okt. 2021, 18.30 Uhr
Pfarre Enns St. Laurenz,  
Lauriacum-Straße 4, 4470 Enns 
Anmeldung:  
pax.christi@dioezese-linz.at
 (0732) 7610 – 3251

Sexkauf fördert Frauenhandel.
Liegt im Nordischen Modell ein 
Lösungsansatz?
Mo., 18. Okt. 2021, 19 bis 21 Uhr
Hotel Kolping, 
Gesellenhausstraße 5-7, 4020 Linz
Information und Anmeldung:
Maria Schlackl SDS
linz@soliwodi.at

X für ein U
Das politische Spiel mit Fremden, 
Armen und denen, die es sich nicht 
richten können
Fr., 22. Oktober 2021, 15 bis 21 Uhr.
Nähere Informationen siehe Seite 5.

Wir spielen Pubquiz! Pubquiz ist ein Ratespiel, welches vor allem in Irishpubs 
gespielt wird. Das Gemma Demokratie Quiz ist ein Angebot im Rahmen des 
Themenschwerpunktes Gemma Demokratie des EB Forum OÖ 2020-2022. 
In diesem Quiz treten Einzelpersonen und/oder Teams gegeneinander an und 
messen sich im Fragewettbewerb. Wer mehr über Demokratie weiß, gewinnt. 
Die Teilnahme am Quiz ist aber auch für die Verlierer*innen ein Gewinn. 
Lassen Sie sich überraschen!

Referentinnen: 
Mag.a Lucia Göbesberger & Katrin Pointner, B.A. 
Sozialreferat der Diözese Linz

Termine:
 Mi., 15. Sept. 2021, 19 bis 21 Uhr
         Kepler Salon, Rathausgasse 5, 4020 Linz
 Mi., 22. Sept. 2021, 19 bis 21 Uhr
         Kulturverein Röda, Gaswerkgasse 2, 4400 Steyr

Information und Anmeldung:
KBW-Treffpunkt Bildung, Kapuzinerstraße 84, 4020 Linz, 
kbw@dioezese-linz.at,  (0732) 7610 – 3211, 

Kooperationsveranstaltung mit dem Sozialreferat der Diözese Linz

Wos waß i über Demokratie?

gefördert von:

Solidarische Ökonomie
 
Sie wollen eine solidar-ökonomische Initiative oder einen Betrieb aufbauen? 
Es ist Ihnen ein Anliegen, (schöpfungs-)gerecht und demokratisch zu 
wirtschaften?
Zwei neue Publikationen unterstützen Sie dabei, selbstorganisierte 
Bildungsprojekte zu initiieren und durchzuführen.
Die Themen: Anfangen, Community building, Kooperativen 
und Ernährungssouveränität.
Entstanden im Rahmen des Erasmus+ – Projekts BUSSE 2018-
2021 mit der ksoe als Projektpartnerin. 
Kostenfrei unter: https://www.ksoe.at/publikation_busse 


